
38� Tages-Anzeiger – Montag, 23. Juni 2014

Sozial & Sicher

Mietrecht
Neuer Mieter, neuer 
Referenzzinssatz: Was gilt?
Auf den 1. Juli ziehe ich in eine andere 
Mietwohnung um. Laut Mietvertrag 
basiert die Miete auf dem aktuellen 
Referenzzinssatz von 2 Prozent. Der 
Betrag ist gleich hoch wie beim Vormie-
ter. Allerdings hat mir der Vormieter 
mitgeteilt, sein Mietzins habe auf dem 
Referenzzinssatz von 3,25 Prozent 
basiert. Hat die Vermieterin das Recht, 
in meinem neuen Vertrag trotz gleicher 
Miete einfach einen tieferen Referenz-
zinssatz anzugeben?

Ja, das hat sie. Und streng genommen 
wurde der Mietzins auch nicht erhöht: 
Sie zahlen genau gleich viel wie Ihr Vor-
gänger. Und das allein ist entscheidend 
für die Frage, ob eine Mietzinserhöhung 
vorliegt. Indirekte Erhöhungen, weil der 
Mietzins des Vormieters noch auf einem 
höheren Referenzzinssatz beruhte, spie-

len keine Rolle. Diese Auffassung teilen 
sowohl der Hauseigentümer- wie auch 
der Mieterverband.

Daraus folgt, dass Sie den Mietzins 
nicht anfechten können wegen einer er-
heblichen Erhöhung gegenüber dem vo-
rangegangenen Mietverhältnis.

Nun haben aber Mieterinnen und 
Mieter grundsätzlich die Möglichkeit, 
den Anfangsmietzins anzufechten. Sie 
müssen dann jedoch nachweisen, dass 
der Mietzins missbräuchlich ist und sie 
aufgrund der Verhältnisse auf dem örtli-
chen Wohnungsmarkt gezwungen wa-
ren, den Mietvertrag abzuschliessen.

Ihr Beispiel zeigt: Machen Mieter ihre 
Senkungsansprüche nicht geltend, scha-
den sie damit nicht nur sich selber, son-
dern tragen allenfalls dazu bei, dass sich 
die Miete für nachfolgende Mieterinnen 
und Mieter indirekt erhöht.

Berufliche Vorsorge
Wohin gehen die 
Risikoprämien?
Seit Februar beziehe ich Arbeitslosen-
taggelder. Dabei habe ich festgestellt, 
dass von meinem Taggeld die Risiko-
prämie für die 2. Säule abgezogen wird. 
Dieses Geld wird mir aber nicht auf ein 
persönliches Konto übertragen. Kön-
nen Sie mir sagen, warum das so ist 
und was mit dieser Risikoprämie 
fremdfinanziert wird?

Bei der Risikoprämie handelt es sich um 
eine normale Versicherungsprämie, wo-
mit sich die Arbeitnehmenden in der 
2. Säule gegen das Risiko Invalidität und 

Todesfall absichern müssen. Die Prämie 
ist obligatorisch und dient zur Finan-
zierung der Invaliden- und Hinterblie-
benenrenten der Pensionskassen. Risi-
koprämien gehen somit auch nicht auf 
ein persönliches Konto, denn das indi-
viduelle Sparen in der 2. Säule dient aus-
schliesslich der Altersvorsorge.

Was Sie als Fremdfinanzierung be-
zeichnen, ist letztlich nichts anderes als 
das Solidaritätsprinzip, an dem sich die 
Sozialversicherungen orientieren. Und 
damit auch die 2. Säule. Im konkreten 
Fall heisst das: Alle Versicherten finan-
zieren solidarisch jene Leistungen, die 
bei Invalidität und im Todesfall einzel-
ner Versicherter fällig werden. Die indi-
viduellen Altersbeiträge allein würden 
dazu nicht ausreichen.

Ein Beispiel: Angenommen, eine Per-
son wird mit 49 Jahren invalid und ist 
nicht mehr erwerbsfähig. Sie hat folglich 
Anspruch auf eine Invalidenrente der IV 
sowie aus der Pensionskasse. Diese ist 
gleich hoch wie die Altersrente. Es wird 

also hochgerechnet, welche Altersrente 
die invalide Person bekäme, wenn sie 
bis zur ordentlichen Pensionierung wei-
terarbeiten würde. Nun hat man mit 
49  Jahren natürlich noch nicht gleich 
viel auf dem individuellen BVG-Konto 
angespart wie im Zeitpunkt der Pensio-
nierung. Diese Lücke wird durch die von 
allen Versicherten erhobenen Risiko
prämien gedeckt.

Auch als Arbeitslose sind Sie ver-
pflichtet, die Risikoprämie zu zahlen, sie 
geht an die Stiftung Auffangeinrichtung. 
Diese müsste auch die Invalidenrente 
ausrichten für den Fall, dass Sie wäh-
rend Ihrer Arbeitslosigkeit, will heissen: 
während des Taggeldbezugs, invalid 
würden. Ihr Pensionskassenguthaben 
würde dazu an die Stiftung übertragen.

Sie können sich jedoch von der Ent-
richtung der Prämie befreien lassen, so-
fern Sie anderweitig bereits gegen die Ri-
siken Tod und Invalidität abgesichert 
sind, zum Beispiel durch eine freiwillige 
2.-Säule-Versicherung.

Leser fragen

Andrea Fischer
beantwortet Ihre Fragen zum 
Arbeitsrecht, Konsumrecht, 
Sozialversicherungsrecht  
und Familienrecht. 
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Kinder stehen unter dem gemeinsamen 
Sorgerecht von Vater und Mutter. Dieser 
Grundsatz gilt künftig für alle Eltern, 
egal ob sie miteinander verheiratet sind 
oder nicht, ob sie zusammenleben, ge-
trennt oder geschieden sind. Dass ein El-
ternteil das alleinige Sorgerecht erhält, 
wird es nur noch in Ausnahmefällen ge-
ben. Und die Hürden für solche Ausnah-
men werden hoch sein, sagt Patrick 
Fassbind, Leiter der Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde (KESB) der 
Stadt Bern. Wehrt sich etwa eine Mutter 
gegen die gemeinsame elterliche Verant-
wortung mit dem Argument, eine Ko-
operation mit dem Vater sei nicht mög-
lich, so reicht dies nicht. Die Konflikte 
müssten schon massiv und anhaltend 
sein und sich aufs Kindeswohl auswir-
ken, zudem müssten sie nachgewiesen  
sein, sagt Fassbind. Im Zweifelsfall klärt 
die Behörde ab.

Der Paradigmenwechsel, der ab dem 
1. Juli gelten wird, verbessert die Stel-
lung der Väter. «Sie müssen nun nicht 
mehr um das Sorgerecht kämpfen, son-
dern dieses steht ihnen aus ihrer Funk-
tion heraus zu», sagt Oliver Hunziker, 
Präsident vom Verein verantwortungs-
voll erziehende Väter und Mütter (VEV). 
Die Hoffnungen in die Gesetzesände-
rung  sind deshalb vor allem aufseiten 
der Männer gross. Das Gesetz regelt 
allerdings nur weniges verbindlich. Es 
setzt vielmehr voraus, dass sich die El-
tern zusammenreissen und selber trag-
fähige Lösungen finden.  

Behörden schlichten nicht
Künftig werden also die Eltern im Nor-
malfall auch nach einer Trennung ge-
meinsam  über die Pflege und Erziehung 
des Kindes befinden. Dazu gehören etwa 
Entscheide welche die Schule, Religion 
oder die medizinische Behandlung 
betreffen. Bei Uneinigkeit können sich 
Väter und Mütter an die Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde (KESB) wen-
den. «Die KESB ist jedoch keine Schlich-
tungsstelle. Sie greift nur ein, wenn das 
Kindeswohl schwerwiegend gefährdet 
ist», sagt Patrick Fassbind. Streiten sich 
die Eltern zum Beispiel darüber, welche 
Sportart ein Kind ausüben soll, so werde 
sich die KESB nicht einmischen. Denn 
wie sich ein Kind sportlich betätige, sei 
für das Kindeswohl nicht entscheidend. 
Man werde die Eltern nötigenfalls an 
eine Beratungsstelle verweisen, um zu 
verhindern, dass sich der Streit zu ei-
nem heftigen Dauerkonflikt auswächst 
mit negativen Folgen für das Kind.

Doch nicht alles müssen die Eltern ge-
meinsam beschliessen. Neu steht im Ge-
setz, dass derjenige Elternteil, der das 
Kind gerade betreut, ohne Absprache 
mit dem andern über Alltäglichkeiten 
wie etwa Ernährung, Kleidung oder 
Freizeitgestaltung bestimmen darf. 
Auch dringliche Entscheide,  also solche 
die sich nicht aufschieben lassen, wie 
etwa ein medizinischer Notfall, kann der 
betreuende Elternteil allein fällen.

Die Abgrenzung zwischen alltägli-
chen und nicht alltäglichen Entscheiden 

dürfte in der Praxis nicht immer einfach 
sein. Und das Gesetz macht dazu keine 
konkreten Angaben. Konflikte zwischen 
den Eltern sind entsprechend program-
miert. Der Zürcher Bezirksrichter Urs 
Gloor hofft deshalb, «dass die Gerichte 
baldmöglichst eine allgemeine Richtli-
nie aufstellen.» 

Umstrittener «Zügelartikel»
Hohes Konfliktpotenzial sehen Fach-
leute auch im sogenannten «Zügelarti-
kel». Beim gemeinsamen Sorgerecht be-
stimmen die Eltern nämlich auch ge-
meinsam über den Aufenthaltsort des 
Kindes. Will ein Elternteil mit dem Kind 
umziehen, braucht er die Einwilligung 
des andern, sofern der Umzug erhebli-
che Auswirkungen hat auf das Sorge-
recht und auf den Kontakt des Kindes 
zum andern Elternteil. Was als erheblich 
gilt, wird wiederum erst die Gerichts
praxis zeigen. Dabei spielten verschie-
dene Faktoren eine Rolle, sagt Bezirks-
richter Gloor. So der Betreuungsanteil: 
Je mehr etwa ein Vater sein Kind be-
treut, desto erheblicher wirkt sich ein 
Wohnsitzwechsel des Kindes aus. Eine 
Zustimmung ist auf jeden Fall auch dann 
nötig, wenn ein Elternteil mit dem Kind 
ins Ausland ziehen will. 

Verweigert ein Vater seine Einwilli-
gung zum Umzug, kann sich die Mutter 
ans Gericht oder die KESB wenden. 
Setzt sich eine Mutter über das  Zustim-
mungsrecht des Vaters hinweg, kann 
dies Sanktionen zur Folge haben. 

Der «Zügelartikel» stärkt wiederum in 
erster Linie die Rechte der Väter. Doch 
darf er nicht dazu führen, den Müttern 
einen Umzug zu verbieten und damit 
ihre Niederlassungsfreiheit zu beschrän-
ken. «Der Artikel schürt hohe Erwartun-
gen, die er in der Praxis nicht wird erfül-
len können», sagt Experte Patrick Fass-
bind. Zudem schaffe er neue Ungleich-
behandlungen, weil nämlich derjenige 
Elternteil, der ohne Kind umziehen will, 
nicht auf die  Zustimmung des andern 
angewiesen ist.

Was das neue Recht nicht regelt
Dass Väter mehr Verantwortung oder 
einen bestimmten Anteil an Betreuung 
ihrer Kinder übernehmen, sei keine 
Bedingung für das gemeinsame Sorge-
recht, so Fassbind. Auch in diesem 
Punkt müssen sich die Eltern vorab sel-
ber einigen, andernfalls entscheidet die 
Behörde. Doch auch in Zukunft wird es 
möglich sein, dass ein Elternteil die Be-
treuungsregelung hintertreibt, und auch 
in Zukunft werden die Behörden wie 
heute vor Vollstreckungsmassnahmen 
eher zurückschrecken. Man werde ver-
mehrt auf  andere Konfliktlösungen set-
zen und den Eltern etwa eine Mediation 
anordnen, sagt Richter Gloor.

Das neue Gesetz bringt also nicht au-
tomatisch ein Ende der elterlichen Kon-
flikte, es verlagert sie nur. Nötig sei ein 
Mentalitätswandel, sagt Patrick Fass-
bind. Aber es brauche auch mehr Mög-
lichkeiten für Väter wie etwa Teilzeit
stellen, damit diese in Zukunft ihre 
Betreuungsverantwortung vermehrt 
wahrnehmen können. 

Es wird nicht weniger Streit geben
Das gemeinsame Sorgerecht ist ab dem 1. Juli der Normalfall. Damit endet der Kampf von Vätern für gleiche Rechte gegenüber ihren 
Kindern. Konflikte zwischen den Eltern werden deshalb aber nicht abnehmen, sondern sich nur verlagern, sagen Fachleute. 

 Freudentag für Väter: Sie erhalten nun mehr Mitsprache bei der Erziehung ihrer Kinder. Foto: Getty Images

So kommen Eltern ab dem  
1. Juli zur gemeinsamen Sorge  
für ihre Kinder.  

Allgemeines: Sind Vater und Mutter 
miteinander verheiratet, erhalten sie 
schon heute automatisch mit der Geburt 
eines Kindes das gemeinsame Sorge-
recht und behalten dies bei einer Schei-
dung bei. Unverheiratete Eltern müssen 
dieses jedoch explizit deklarieren oder 
beantragen. Solange sie das nicht tun, 
hat die Mutter das alleinige Sorgerecht.
Gemeinsame Erklärung: Sind sich un-
verheiratete Eltern einig, erklären sie 
auf einem vorgedruckten Formular mit 
ihrer Unterschrift, dass sie gemeinsam 
die Verantwortung für ihr Kind wahr-
nehmen wollen und dass sie sich über 
alle weiteren Kinderbelange, wie Obhut, 
Betreuung oder persönlichen Verkehr 
mit dem Kind sowie den Unterhaltsbei-
trag verständigt haben. Dabei sind die 
Eltern frei, wie sie etwa die Betreuung 
regeln. Sie müssen den Behörden dazu 
auch keine Angaben machen, und die 
Behörden überprüfen die getroffene Re-
gelung auch nicht.

Die gemeinsame Erklärung können 
die Eltern entweder zusammen mit der 
Vaterschaftsanerkennung beim Zivil-
standsamt abgeben oder sonst später bei 
der Kindes- und Erwachsenenschutzbe-
hörde (KESB) am Wohnsitz des Kindes. 

Sie erhalten dann eine behördliche Be-
stätigung. Formulare zur gemeinsamen 
Erklärung werden spätestens am 1. Juli 
auf den Websites sämtlicher KESB aufge-
schaltet sein. 
Ohne gemeinsame Erklärung: Ist ein 
Elternteil nicht bereit, eine Erklärung 
über das gemeinsame Sorgerecht abzu-
geben, kann der andere an die KESB ge-
langen. Diese entscheidet dann. Nach 
dem neuen Recht muss die KESB die ge-
meinsame elterliche Sorge erteilen, so-
fern keine Gründe dagegen vorliegen. 
Diese muss sie jedoch überprüfen. Für 
ihren Entscheid hat sich die KESB am 
Kindeswohl zu orientieren.
Uneinigkeit der Eltern: Sind sich die 
Eltern zwar über die gemeinsame Sorge 
einig, aber nicht über die Aufteilung der 
Betreuung oder den persönlichen Kon-
takt, können sie sich ebenfalls an die 
KESB wenden. Dabei kann es sein, dass 
die Behörde erst einmal eine vorsorgli-
che Regelung trifft und dann die Erfah-
rungen abwartet, bevor sie einen defini-
tiven Entscheid fällt.

Streiten sich unverheiratete Eltern je-
doch über den Unterhaltsbeitrag, ist 
nicht die KESB für eine Lösung zustän-
dig, sondern das Gericht. Die Höhe des 
Unterhaltsbeitrags hängt unter anderem 
von der Aufteilung der Betreuung unter 
den Eltern ab. 
Rückwirkende Bestimmung: Geschie-
dene ohne gemeinsame elterliche Sorge 

können innert eines Jahres ab Inkrafttre-
ten des neuen Gesetzes die gemeinsame 
Sorge beantragen. Voraussetzung ist je-
doch, dass die Scheidung nicht mehr als 
5 Jahre zurückliegt. Ist der andere El-
ternteil mit der gemeinsamen Sorge 
nicht einverstanden, müssen Geschie-
dene ihren Antrag vor Gericht stellen. 
Ansonsten können sie an die KESB ge-
langen. 

Auch unverheiratete Eltern ohne ge-
meinsame Sorge können diese innert 
Jahresfrist bei der KESB beantragen. Bei 
Unverheirateten spielt es zudem keine 
Rolle, wie lange die Trennung vom an-
dern Elternteil zurückliegt.
AHV-Erziehungsgutschriften: Neu 
müssen die Eltern auch selber festlegen, 
wie die Erziehungsgutschriften der AHV 
aufzuteilen sind, ob diese vollumfäng-
lich einem Elternteil zustehen sollen 
oder jedem Elternteil zur Hälfte. Eine 
entsprechende Erklärung geben sie mit 
dem Formular über die gemeinsame 
Sorge ab. Treffen die Eltern keine Ver-
einbarung, entscheidet die KESB inner-
halb von drei Monaten nach Festlegung 
der gemeinsamen Sorge. Dabei berück-
sichtigt die Behörde die Betreuungsleis-
tung jedes Elternteils.

Praktisches Vorgehen

Bei Einigkeit genügt eine gemeinsame Erklärung

Adressen, Formular und  
Merkblatt für Eltern

sorgerecht.tagesanzeiger.ch


